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Organspende - Widerspruchslösung jetzt einführen 

 
Hinführung 

 

Im Jahr 2025 haben in Deutschland von gut 1,0 Millionen Sterbefällen1 985 Menschen nach ihrem 

Tod Organe gespendet. Dadurch konnte rund 3150 Patient*innen durch eine Transplantation 

geholfen werden. Gleichzeitig warteten weiterhin über 8000 Menschen auf ein Spenderorgan. 

Für viele von ihnen ist die Frage nach einer Transplantation eine Frage von Leben und Tod.2 

Die Diskrepanz zwischen Bedarf und tatsächlicher Zahl an Spenderorganen ist seit Jahren 

bekannt. Sie ist nicht in erster Linie Ausdruck einer ablehnenden Haltung in der Bevölkerung, 

sondern vor allem Folge eines Systems, das auf aktive Entscheidungen angewiesen ist, die häufig 

nicht getroffen werden. 

In Deutschland gilt derzeit die sogenannte Entscheidungslösung. Eine Organ- und Gewebespende 

ist nur dann möglich, wenn die verstorbene Person zu Lebzeiten ausdrücklich zugestimmt hat 

oder sich die nächsten Angehörigen im Sinne der verstorbenen Person dafür entscheiden. In 

vielen Fällen liegt eine solche Entscheidung jedoch nicht vor. Angehörige sehen sich dann in einer 

ohnehin belastenden Situation mit einer weitreichenden Entscheidung konfrontiert, ohne den 

Willen der verstorbenen Person zu kennen. Aus Unsicherheit wird eine Organspende häufig 

abgelehnt.3 

Zwar wurden in den vergangenen Jahren Maßnahmen ergriffen, um die 

Entscheidungsbereitschaft zu stärken. Mit dem Gesetz zur Stärkung der 

Entscheidungsbereitschaft wurde die Information und der Zugang dazu verbessert, 

Beratungsangebote wurden ausgebaut und ein zentrales Organspende-Register eingeführt. 

Dennoch bleibt die Grundlogik unverändert: Eine Organspende setzt weiterhin eine aktive 

Zustimmung voraus. Die bisherigen Maßnahmen haben daher nicht zu einer grundlegenden 

Veränderung geführt. 

Ein Blick auf andere europäische Länder zeigt, dass Staaten mit einer Widerspruchslösung 

regelmäßig höhere Organspenderzahlen erreichen. Dort gilt eine Organentnahme grundsätzlich 

als zulässig, sofern kein dokumentierter Widerspruch vorliegt. Gleichzeitig bleiben in vielen 

dieser Länder die Angehörigen einbezogen. Der internationale Vergleich macht deutlich, dass die 

Wahl der Art des Organspendersystems entscheidend ist.4 

Auch aus christlicher Perspektive wird die Organspende klar befürwortet. Sie gilt als Ausdruck 

von Nächstenliebe und gelebter Solidarität. Die Bereitschaft, über den Tod hinaus anderen 

Menschen zu helfen, wird von den Kirchen ausdrücklich unterstützt und als ethisch 

verantwortliche Entscheidung gewürdigt.5 

 
1 1,0 Millionen Sterbefälle im Jahr 2025 - Statistisches Bundesamt 
2 Nachrichten Detail - BIÖG Organspende 
3 BIOEG_Hintergrundinformationen_Informationen_zur_Angehoerigenbetreuung.pdf 
4 Statistiken zur Organspende in Deutschland und Europa | BIÖG - BIÖG Organspende 
5 Eine Organspende ist die letzte Stufe zur Heiligkeit - katholisch.de 

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/01/PD26_015_126.html
https://www.organspende-info.de/aktuelles/nachrichten/organspendezahlen-2025-auf-hoechstem-stand-seit-2012/
https://www.organspende-info.de/fileadmin/Organspende/05_Mediathek/Redaktionsbaukasten/Hintergrundinformationen/BIOEG_Hintergrundinformationen_Informationen_zur_Angehoerigenbetreuung.pdf
https://www.organspende-info.de/zahlen-und-fakten/statistiken/
https://katholisch.de/artikel/56150-eine-organspende-ist-die-letzte-stufe-zur-heiligkeit
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Vor diesem Hintergrund halten wir eine Weiterentwicklung der bestehenden Regelung hin zu 

einer Widerspruchslösung für angemessen und notwendig. Es geht nicht darum, Menschen zu 

einer Organspende zu verpflichten, sondern darum, eine klare Entscheidung zu ermöglichen und 

sie verbindlich zu machen. 

 

 

Forderungen 

 

Wir als KLJB Bayern sprechen uns für die Einführung einer Widerspruchslösung in Deutschland 

aus. Dabei sind aus unserer Sicht folgende Punkte entscheidend: 

 

1. Einführung der Widerspruchslösung im Transplantationsgesetz 

Die Organ- und Gewebespende soll grundsätzlich zulässig sein, sofern zu Lebzeiten kein 

Widerspruch dokumentiert wurde. Damit wird die bestehende Entscheidungslösung durch ein 

System ersetzt, das auf einer klaren Grundannahme basiert und gleichzeitig individuelle 

Entscheidungen respektiert. 

 

2. Einfacher und verlässlicher Widerspruch 

Jede Person muss die Möglichkeit haben, jederzeit unkompliziert und verbindlich einer 

Organspende zu widersprechen. Dafür sollte das bestehende Organspende-Register weiter 

ausgebaut und niedrigschwellig zugänglich gestaltet werden. Das heißt konkret: An Orten, an 

denen die Menschen ohnehin mit dem Staat oder dem Gesundheitssystem in Kontakt kommen, 

wie im Bürger*innenbüro oder bei einem Besuch der Hausärtz*in. 

 

3. Verbindliche Auseinandersetzung mit der eigenen Entscheidung 

Die Frage der Organ- und Gewebespende sollte im Alltag stärker verankert werden. Anlässe wie 

die Beantragung eines Personalausweises oder Führerscheins können genutzt werden, um zur 

persönlichen Auseinandersetzung anzuregen. 

 

4. Stärkung von Information und Aufklärung 

Es braucht verständliche, verlässliche und gut erreichbare Informationen zur Organ- und 

Gewebespende. Ziel muss sein, dass Menschen eine informierte und selbstbestimmte 

Entscheidung treffen können. Dazu gehört auch eine Aufklärung über Abläufe und 

Rahmenbedingungen, damit Organspende nicht als belastender Eingriff nach dem Tod 

wahrgenommen wird, sondern zur Normalität wird. In Deutschland sprechen rund 15,5 

Millionen Menschen zuhause nicht Deutsch; und etwa 12 % der Bevölkerung gelten als 

funktionale Analphabet*innen. Solange diese Menschen keinen gleichwertigen Zugang zu 

Informationen erhalten, besteht die Gefahr, dass marginalisierte Gruppen gegen ihren Willen zu 

Spender*innen werden. Die Widerspruchslösung kann erst dann ethisch verantwortlich 

eingeführt werden, wenn eine flächendeckende, mehrsprachige und barrierearme Information 

für alle Menschen in Deutschland gewährleistet ist. Dazu ist ausreichende Vorlaufzeit einer 

gesetzlichen Regelung notwendig. 
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Konkret fordern wir: 

• Mehrsprachige Informationsmaterialien, die alle in Deutschland lebenden Menschen 

tatsächlich erreichen. 

• Aktive Aufklärung bei Behördenbesuchen (Bürgerbüro, Ausländerbehörde, Sozialämter) 

sowie in Arztpraxen: niedrigschwellig, mündlich und auf Augenhöhe. 

• Konsequente Umsetzung der bereits gesetzlich vorgeschriebenen Aufklärungspflichten, 

die derzeit noch lückenhaft erfüllt werden. 

• Barrierefreie und verständliche Widerspruchsmöglichkeiten, auch für Menschen mit 

eingeschränkter Lese- und Schreibfähigkeit. 

 

5. Verbesserung der strukturellen Voraussetzungen im Gesundheitssystem 

Eine Veränderung der gesetzlichen Regelung allein reicht nicht aus. Es braucht ausreichende 

personelle und organisatorische Ressourcen in den Kliniken, damit Möglichkeiten für 

Organspenden erkannt und diese begleitet und umgesetzt werden können. 

Insgesamt schafft eine Widerspruchslösung eine klare Ausgangslage, entlastet Angehörige und 

erhöht die Chance, Leben zu retten. Wer keine Organspende möchte, kann dies weiterhin 

jederzeit festhalten. Gleichzeitig wird die Frage nicht länger aufgeschoben, sondern bewusst 

gestellt. 

Uns ist wichtig zu betonen, dass die Widerspruchslösung kein Eingriff in die Selbstbestimmung 

ist, sondern eine neue Form, Verantwortung zu organisieren und damit ein folgerichtiger und 

notwendiger Schritt. 


